
Die Linke in der Stadt
Ein bezahlbares Leben  
für alle

Seite 4

Edition aus der StVV
Gemeinsame Zukunft?

Seite 9

Die Linke im Land 
Neue Koaltion – alte Leere?

Seite 3

Aus der Kulturstadt
Haus der Künste: Neuanfänge

Seite 13 

Der Winter hat uns in diesem Jahr 
einige „eisige Lektionen“ erteilt. 

Die Oder fror tagelang zu und zeit-
weise schien auch die politische Hand-
lungsfähigkeit im Frankfurter Rathaus 
eingefroren. In den ersten Wochen des 
Jahres überlagerten Debatten über 
Haushaltszahlen und Zuständigkei-
ten oft die drängenden Fragen unserer 
Stadt. Wie halten wir Kultur trotz knap-

per Kassen lebendig? Wie schaffen 
wir bezahlbaren Wohnraum und eine 
lebendige Innenstadt, in der Menschen 
gerne wohnen, arbeiten und ihre Frei-
zeit verbringen?

Doch selbst in dieser Phase gab es 
Momente, die Mut machen. Anfang des 
Jahres versammelten sich hunderte 
Menschen vor dem Rathaus, um für 

den Erhalt der Musikschule und anderer 
Kulturangebote zu demonstrieren. Sie 
haben gezeigt: Frankfurt (Oder) ist eine 
Stadt, in der Menschen füreinander 
einstehen. Kultur, Bildung und öffentli-
che Räume sind für viele keine Luxus-
frage, sie sind das Fundament unserer 
Stadt.
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Mit den ersten warmen Tagen wächst 
deshalb auch die Hoffnung auf einen poli-
tischen Aufbruch. Denn die Herausfor-
derungen bleiben groß. Frankfurt steht 
weiterhin unter erheblichem finanziellen 
Druck. Die kommunale Steuerkraft liegt 
nur bei etwa 22 Prozent des Bundes-
durchschnitts. Gründe dafür sind unter 
anderem eine vergleichsweise schwa-
che Wirtschaftsstruktur mit wenigen 
großen Gewerbesteuerzahlern sowie die 
Folgen des demografischen Wandels: 
Eine schrumpfende Erwerbsbevölkerung 
bedeutet langfristig geringere Steuer-
einnahmen. Der Investitionsrückstand 
von rund 120 Millionen Euro zeigt außer-
dem, wie groß der Handlungsbedarf ist. 
Er betrifft ganz konkrete Bereiche unse-
res Alltags: die Sanierung von Schulen 
und Sportstätten, die Modernisierung 
von Straßen und Radwegen oder die 
Entwicklung unserer Stadtteile.

Die rund 32,6 Millionen Euro aus dem 
Sondervermögen des Bundes für 
kommunale Investitionen können helfen, 
einen Teil dieser Lücke zu schließen, 
etwa bei Schulen, Sportanlagen oder 
Infrastruktur. Aber sie ersetzen keine 
langfristige finanzielle Stabilität. Städte 
wie Frankfurt brauchen eine gerechtere 
Kommunalfinanzierung, damit öffent-
liche Daseinsvorsorge nicht dauerhaft 
unter Finanzierungsvorbehalt steht.

Parallel dazu läuft eine Debatte über 
Sicherheit in der Stadt. In Interviews 
mit Oberbürgermeister Axel Strasser 
wurde zuletzt über mehr Beleuchtung 
und perspektivisch auch über Kame-
ras im öffentlichen Raum gesprochen. 
Die Linke warnt jedoch davor, Sicher-
heit allein technisch zu denken, denn 
Kameras lösen keine sozialen Probleme. 
Wirkliche Sicherheit entsteht dort, wo 
Jugendarbeit funktioniert, wo Street-
worker erreichbar sind und wo Konflikte 

früh aufgefangen werden. Prävention 
und soziale Infrastruktur schaffen lang-
fristig mehr Sicherheit als Überwachung.

Beim kommenden Stadtjubiläum eröff-
net sich jedoch die Chance, die Stadt-
gesellschaft aktiv einzubinden. In der 
Verwaltung wird diskutiert, auf eine 
große Feier zum 775-jährigen Bestehen 
Frankfurts im Jahr 2028 zu verzichten 
und stattdessen erst 2030 ein symbo-
lisches 777-jähriges Jubiläum zu bege-
hen. Doch vielleicht steckt gerade im 
Jahr 2028 eine Chance: Das Hanse-
StadtFest gehört bereits heute zu den 
größten kulturellen Ereignissen unse-
rer Stadt. Wenn es konzeptionell weiter-
entwickelt wird, könnte es gleichzei-
tig den Rahmen für eine 775-Jahr-Feier 
bieten. Vereine, Initiativen, Kulturakteure 
und engagierte Bürgerinnen und Bürger 
können aktiv eingebunden und das Jubi-
läum zu einem gemeinsamen Ereignis 
der ganzen Stadt werden.

Frankfurt (Oder) lässt sich nicht durch 
Sonntagsreden verändern. Aber durch 
Engagement, durch politische Entschei-
dungen und durch eine Stadtgesell-
schaft, die zusammenhält. In der Stadt-
verordnetenversammlung ist nach der 
Oberbürgermeisterwahl spürbar gewor-
den, dass demokratische Kräfte enger 
zusammenrücken müssen, wenn wir 
unsere Stadt gemeinsam voranbringen 
wollen. Der Frühling erinnert uns daran: 
Auch nach einem langen Winter kann 
etwas Neues wachsen. Und manchmal 
beginnt dieser Aufbruch ganz einfach – 
bei einem Spaziergang über die Oder-
wiesen, einem Gespräch auf dem Floh-
markt oder einer Idee, die aus einer klei-
nen Initiative eine große Veränderung 
macht.

von Margarita Kavali  
und Jan Augustyniak

Viele Vermieter rechnen die Heizkosten falsch ab. Das wollen wir
uns nicht mehr gefallen lassen. Schick uns deine Rechnung,
damit wir sie für dich prüfen können. Wir helfen dir, von deinem
Vermieter Geld zurückzufordern.

So funktioniert es:
Mach Fotos oder einen Scan deiner letzten Nebenkostenabrechnung.
Wir prüfen, ob du Anspruch auf 15 % Erstattung hast.
Wenn ja, bekommst du von uns alle Unterlagen – du musst sie nur
noch unterschreiben und abschicken, um deinen Anspruch geltend
zu machen.

1.
2.
3.

Scanne deinen QR-Code mit dem Handy
oder schicke deine Abrechnung an: 
heizkosten@die-linke.de

ViSdP: Janis Ehling, Die Linke, Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin www.heizkostencheck.app 

Möglicherweise kannst du 15 % von
deinem Vermieter zurückfordern.
Wir helfen dir dabei!

Heizkosten-Check
kostenlosen
Mach jetzt den

www.heizkostencheck.app

Viele Vermieter rechnen die Heizkosten falsch ab. Das wollen wir
uns nicht mehr gefallen lassen. Schick uns deine Rechnung,
damit wir sie für dich prüfen können. Wir helfen dir, von deinem
Vermieter Geld zurückzufordern.

So funktioniert es:
Mach Fotos oder einen Scan deiner letzten Nebenkostenabrechnung.
Wir prüfen, ob du Anspruch auf 15 % Erstattung hast.
Wenn ja, bekommst du von uns alle Unterlagen – du musst sie nur
noch unterschreiben und abschicken, um deinen Anspruch geltend
zu machen.

1.
2.
3.

Scanne deinen QR-Code mit dem Handy
oder schicke deine Abrechnung an: 
heizkosten@die-linke.de

ViSdP: Janis Ehling, Die Linke, Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin www.heizkostencheck.app 

Seite 2 | Der Rote Hahn | 1. Ausgabe 2026Leitartikel: Aufbruch in den Frühling

mailto:geschaeftsstelle@dielinke-ffo.de
https://www.dielinke-ffo.de/der-rote-hahn
https://facebook.com/dielinkeffo
https://instagram.com/dielinke_frankfurtoder


Nach dem Bruch der Koalition aus 
SPD und BSW zu Beginn des Jahres 

stellte Anfang März die neue Koalition 
aus SPD und CDU ihren Koalitionsvertrag 
für Brandenburg vor. Der Vertrag formu-
liert den Anspruch, Stabilität zu sichern 
und zentrale gesellschaftliche Bereiche 
zu stärken. Dazu gehören auch Kultur 
und Sport – zwei Felder, die für gesell-
schaftlichen Zusammenhalt, regionale 
Identität und ehrenamtliches Engage-
ment eine wichtige Rolle spielen. Doch 
am Ende steht alles im Koalitionsvertrag 
unter Finanzierungsvorbehalt.

Im Kulturbereich setzt die Koalition auf 
eine Mischung aus Struktursicherung 
und punktuellen Reformen. Ein zentrales 
Vorhaben ist die Überarbeitung des 
Musik- und Kunstschulgesetzes. Ziel ist 
es, bürokratische Hürden zu reduzieren 
und kulturelle Bildung niedrigschwelliger 
zugänglich zu machen. Gleichzeitig sollen 
die freie Kunst- und Kulturszene sowie 
kulturelle Bildungsangebote weiterhin 
unterstützt werden. Auch bestehende 
Programme wie die „Kulturland“-Themen-
jahre oder Projekte kultureller Bildung – 
etwa „Klasse Musik“ – sollen fortgeführt 
werden.

Vorgesehen ist auch eine Verlängerung 
des Theater- und Orchester-Rahmen-
vertrags um weitere fünf Jahre. Damit 
soll die Finanzierung der großen Kultur-
institutionen im Land gesichert werden. 

Auch Einrichtungen wie das Kleistforum 
oder das Staatsorchester bleiben damit 
zentrale Bausteine der Kulturpolitik des 
Landes. 

Aus linker Sicht bleibt der Vertrag hier 
jedoch hinter den Herausforderungen 
zurück. Zwar wird Stabilität versprochen, 
doch konkrete Schritte zur besseren 
sozialen Absicherung von Künstlerinnen 
und Künstlern oder zur stärkeren Förde-
rung der freien Kulturszene bleiben vage. 
Ebenso die finanziellen Sicherungen 
der kommunalen Musikschulen und  
Kultureinrichtungen. Gerade in struktur-
schwächeren Regionen wäre eine deut-
lich stärkere Förderung kultureller Infra-
struktur notwendig, um kulturelle Teil-
habe dauerhaft zu sichern.

Für unsere Stadt hat die Kulturpoli-
tik des Landes unmittelbare Bedeutung. 
Die langfristige Finanzierung des Staats-
orchesters und die Rolle des Museums-
standorts BMLK sichern wichtige kultu-
relle Angebote und Arbeitsplätze. Gleich-
zeitig zeigt sich hier auch ein strukturelles 
Problem: Während große Einrichtungen 
abgesichert werden, kämpfen kleinere 
Initiativen und freie Kulturprojekte wie die 
Kulturmanufaktur in den Gerstenberger 
Höfen, das Kukuryku oder der Kunstver-
ein häufig weiter um stabile Finanzierung.

Ähnlich ambivalent fällt der Blick auf die 
Sportpolitik aus. Der Koalitionsvertrag 

betont die Bedeutung des Breitensports 
und kündigt Investitionen in Sportstät-
ten sowie die Fortführung des „Goldenen 
Plans“ zur Sportstättenentwicklung an. 
Programme zur Bewegungsförderung 
von Kindern sowie bessere Möglichkeiten 
zum Schwimmenlernen sollen ebenfalls 
gestärkt werden.

Doch auch hier bleibt vieles program-
matisch. Viele Sportvereine – gerade in 
Städten wie Frankfurt (Oder) – kämpfen 
mit steigenden Betriebskosten, Sanie-
rungsbedarf bei Hallen und Plätzen sowie 
mit den Belastungen ehrenamtlicher 
Strukturen. Ohne eine deutlich stärkere 
und dauerhaft abgesicherte Finanzierung 
droht der Anspruch, den Sport als sozia-
len Anker in den Kommunen zu stärken, 
hinter der Realität zurückzubleiben.

Der Koalitionsvertrag setzt damit stark 
auf Kontinuität. Aus linker Perspektive 
stellt sich jedoch die Frage, ob Stabili-
sierung allein ausreicht – oder ob Kultur 
und Sport nicht deutlich stärker als 
öffentliche Infrastruktur verstanden und 
entsprechend investiv gefördert werden 
müssten. Gerade in Regionen im Wandel 
entscheidet sich hier, ob gesellschaft-
licher Zusammenhalt gestärkt oder weiter 
ausgedünnt wird.

von Jan Augustyniak 
(Stadtverordneter Die Linke)

Neue Koalition — alte Leere?
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Die Frage, ob Menschen sich ihre 
Lebenshaltungskosten noch leisten 

können, ist längst zu einer der zentralen 
sozialen Fragen unserer Zeit geworden. 
Steigende Preise für Lebensmittel, Ener-
gie und Wohnen werden für immer mehr 
Familien zum Monatsende zur Zerreiß-
probe, während Energie- und Lebens-
mittelkonzerne schamlose Rekordge-
winne einfahren. Genau deshalb hat Die 
Linke Anfang des Jahres das Thema „Ein 
bezahlbares Leben für alle“ zu einem 
zentralen politischen Schwerpunkt 
gemacht. Denn ein Leben ohne Exis-
tenzangst ist kein Luxus, sondern eine 
Frage der sozialen Gerechtigkeit! 

In Frankfurt (Oder) ist die soziale Schief-
lage bittere Realität. Besonders deutlich 
wird dies bei der Kinderarmut: Fast jedes 
vierte Kind unter 18 Jahren lebt in einem 
Haushalt mit Bürgergeldbezug. Das ist 
etwa doppelt so viel wie im Brandenbur-
ger Landesdurchschnitt. Auch die Wohn-
frage spitzt sich zu. Zwar wirken die 
Mieten im Vergleich zu Städten wie Berlin 
und Potsdam niedrig, doch entschei-
dend ist das Verhältnis zum Einkommen. 
Wer heute eine neue Wohnung sucht, 

muss deutlich tiefer in die Tasche grei-
fen als noch vor zehn Jahren. Ein weite-
rer Blick auf die wirtschaftliche Situation 
der Menschen in Frankfurt (Oder) zeigt 
ebenfalls, wie groß der Handlungsbe-
darf ist. Laut dem aktuellen Kaufkraftin-
dex verfügen die Frankfurter:innen über 
deutlich weniger finanziellen Spielraum 
als der Rest der Republik.

Deshalb haben wir uns als Linke in 
diesem Jahr klare Ziele gesetzt, um 
Menschen wieder Hoffnung zu geben 
und konkrete Verbesserungen durchzu-
setzen. Im Bundestag hat unsere Frak-
tion Anfang des Jahres einen Antrag für 
ein soziales Mietrecht eingebracht, das 
Mieter:innen besser schützen soll, etwa 
durch strengere Regeln gegen über-
höhte Mieten und mehr Transparenz 
bei möblierten Wohnungen. Gleichzeitig 
setzt sich Die Linke dafür ein, dass Mobi-
lität wieder bezahlbar wird: Bus und Bahn 
sollen mit der Wiedereinführung eines 
bundesweiten 9-Euro-Tickets für alle 
Menschen zugänglich sein. Ein weite-
rer Schwerpunkt ist die soziale Teilhabe 
von Kindern. Deshalb fordert Die Linke 
ein kostenfreies Mittagessen in Kitas 

und Schulen, damit jedes Kind unab-
hängig vom Einkommen der Eltern eine 
warme Mahlzeit und gleiche Chancen 
im Alltag erhält. Im April 2026 plant die 
Partei außerdem einen Bezahlbarkeits-
gipfel, bei dem gemeinsam mit Gewerk-
schaften, Sozialverbänden und Initiati-
ven Wege diskutiert werden sollen, wie 
soziale Ungleichheit wirksam bekämpft 
werden kann und wie ein bezahlbares 
Leben für alle Realität wird.

Gerade Städte wie Frankfurt (Oder) 
zeigen, wie wichtig die Frage nach 
Bezahlbarkeit ist. Menschen erwarten 
zu Recht mehr als nur das Existenzmini-
mum, sie fordern ein Leben in Würde, mit 
bezahlbarem Wohnraum, einer Gesund-
heitsversorgung für alle und Arbeit, von 
der man gut leben kann. Als Linke sind 
wir überzeugt: Jeder verdient ein Leben 
ohne Angst vor der nächsten Rechnung, 
ein Leben in Sicherheit und Würde. Ein 
bezahlbares Leben für alle!

von Margarita Kavali  
(Mitglied des Bundesvorstandes  

Die Linke aus Frankfurt)

Ein bezahlbares Leben für alle
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Zwischen Moderation und Führung
Axel Strasser steht seit Oktober 2025 

an der Spitze der Stadtverwal-
tung von Frankfurt (Oder). Sein deut-
licher Sieg in der Stichwahl spiegelte 
die gesellschaftliche Stimmung wider: 
In einer politisch fragmentierten Stadt 
entschied sich eine breite Mehrheit nicht 
für Euphorie, sondern für vermeintliche 
Stabilität.

Im Amt folgte jedoch schnell die Ernüch-
terung. Die ersten Monate waren geprägt 
von offenen Fragen, ungeklärten Mehr-
heiten und kommunikativen Brüchen. 
Klare politische Linien blieben zunächst 
aus. Bereits die erste Stadtverordneten-
versammlung im Dezember 2025 war 
von knappen Abstimmungen und ange-
spannter Atmosphäre geprägt. Sie 
machte deutlich: Einen automa-
tischen Vertrauens-
vorschuss gibt es 
nicht.

Eng damit verbun-
den ist Strassers 
politischer Stil. Er 
versteht sich als 
Moderator, der 
Konflikte befrie-
den will, bevor sie 
zu Machtkämp-
fen werden. In seiner 
Grundsatzrede im Februar 2026 
betonte er Zusammenarbeit und 
gemeinsame Denkprozesse. 
Zugleich blieb offen, wohin diese 
Gespräche führen und welche 
Prioritäten er konkret setzt.

Deutlich wurde das etwa beim Umgang 
mit repräsentativen Formaten. Der tradi-
tionelle Neujahrsempfang des OB im 
Rathaus wurde abgesagt. Strasser 
begründete dies pragmatisch. Kritiker 
werteten es hingegen als Signal, dass 
Repräsentation und öffentliche Begeg-
nung zugunsten technokratischer Effizi-
enz zurücktreten. Gerade in einer zivil-
gesellschaftlich aktiven Stadt können 
Verwaltung und Politik jedoch nicht 
losgelöst von öffentlicher Präsenz agie-
ren. 

Auch Personalentscheidungen – etwa 
zur Nicht-Wiederernennung des bishe-
rigen Bürgermeisters Claus Junghanns 

– erfolgten ohne erkennbare poli-
tische Einbettung. Das verstärkte 
den Eindruck mangelnder strategi-
scher Vorbereitung.

Gleichzeitig eröffnen sich daraus 
Chancen für parlamentarische Koope-
ration. Für die Fraktion der Linken bieten 
sich mehrere Ansatzpunkte: 
ihre Sachkompetenz in 
sozialen und infra-
strukturellen Fragen 
einbringen, Anträge 
mehrheitsfähig formu-
lieren, gemeinsame 
Prioritäten für 2026 
entwickeln.

In einer Stadtverordnetenversamm-
lung ohne feste Mehrheitskoalition sind 
wechselnde Bündnisse keine Schwä-
che, sondern Voraussetzung politischer 
Handlungsfähigkeit. Doch Zusammenar-
beit entsteht nicht allein aus Gesprächs-
bereitschaft. Sie braucht politische Klar-
heit.

Ein moderierender Oberbürgermeis-
ter muss Prioritäten benennen und 
Entscheidungen vertreten – auch 
wenn sie umstritten sind. Umge-
kehrt ist die Linke gefordert, 

Kritik mit konstruktiven Mehr-
heitsangeboten zu verbinden.

Axel Strasser präsentiert 
sich in den ersten Mona-
ten als Verwaltungsmo-
dernisierer, Techno-
krat sowie Moderator, 
weniger als politischer 
Akteur mit Gestal-
tungsanspruch. Das 
mag kurzfristig Ruhe 
versprechen, doch es 
bleibt die Frage, ob 

dieser Ansatz den realen 
Konflikten gerecht wird und ob 

daraus ein tragfähiger politi-
scher Kurs entsteht.

Entscheidend wird sein, 
ob es Strasser gelingt, 
seinen vermittelnden 
Stil in sichtbare Führung 
umzusetzen. Dialog darf 

kein Selbstzweck 
bleiben. Er muss 

zu nachvollzieh-
baren Beschlüs-
sen und überprüf-

baren Ergebnis-
sen führen. In einer 
Stadt mit wirt-

schaftlichen, kultu-
rellen und sozialen 

Herausforderungen entschei-
det sich kommunale Politik nicht 
an Rhetorik, sondern an Umset-
zungskraft.

Spätestens dort, wo Entscheidun-
gen unpopulär sind, wo Interes-

sen aufeinanderprallen und Ressour-
cen fehlen, wird sich zeigen, ob das 
ausreicht – oder ob politische Haltung 
unvermeidlich wird. In einer Stadt wie 
Frankfurt (Oder), in der alte Probleme 
weiter bestehen, wird sich zeigen, ob 
moderierte Politik ausreicht – oder ob es 
irgendwann knallen muss.

von Jan Augustyniak 
(Stadtverordneter Die Linke)
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Was hilft, wenn nichts mehr hilft 
Ein weiteres Mal hat die Frankfurter 

AfD eine Veranstaltung in Räumlich-
keiten einer kommunalen Gesellschaft 
durchgeführt. Ein weiteres Mal wurde 
ihre menschenverachtende Ideologie 
reproduziert. Ein weiteres Mal normali-
siert. Mehr als dreizehn Jahre nach Grün-
dung dieser Partei und nach jahrelan-
ger Radikalisierung fragt man sich: Was 
tun, wenn diese Partei weder schwächer 
noch ungefährlicher wird?

Die Antwort darauf ist natürlich nicht 
einfach. Die AfD traf auf einen günstigen 
gesellschaftlichen Nährboden für ihre 
rassistische, nationalistische und patri-
archale Ideologie. Fortan beeinflusst sie 
die Gesellschaft mit der medialen Wirk-
macht, die sie hat und ihr zugestanden 
wird, sodass sie sich selbst verstärkt. 
Der angesprochene Nährboden und das 
Ergebnis des Wachstums lassen sich 
immer wieder erschreckend anhand der 
Leipziger Autoritarismusstudien nach-
vollziehen: Der Anteil der Bevölkerung, 
der rassistischen, antisemitischen und 
sexistischen Äußerungen zustimmt, 
steigt immer weiter.

Zeitgleich steigen ebenso die sozi-
ale Ungerechtigkeit und Verteilungsun-
gleichheit immer weiter: Reiche werden 
reicher, Arme werden ärmer. Es braucht 
endlich eine antifaschistische Sozial- 

und Wirtschaftspolitik, um Ursachen 
für das Wachstum des rechten Gedan-
kengiftes zu beseitigen. Dafür kämpft 
Die Linke. Die derzeitige Marktgläubig-
keit muss ersetzt werden durch eine 
investierende Wirtschaftspolitik, die den 
Mittelstand mehr stärkt als internatio-
nale steuervermeidende Konzerne und 
gut bezahlte Arbeitsplätze statt Minijobs 
und Jobcenter-Maßnahmen stärkt. Es 
braucht eine Sozialpolitik, die den Sozi-
alstaat wachsen lässt, statt anzugreifen 
und das Vertrauen in ein gutes Leben 
für alle herstellt. Denn es gibt einen 
Zusammenhang zwischen ökonomi-
schen Fragen und dem sich fortsetzen-
den Rechtsruck.

Zeitgleich darf die Auseinandersetzung 
hierbei nicht aufhören, denn der aufkom-
mende Faschismus basiert auf ideologi-
scher und moralischer Verrohrung, die 
nicht nur durch ökonomische Ungleich-
heit und soziale Unsicherheit bedingt ist. 
Das Eine kann aber das Andere beson-
ders verstärken.

Bezogen auf die AfD heißt das: Auch mit 
der besten Wirtschafts- und Sozialpolitik 
und dem besten Regierungsprogramm 
lässt sie sich nicht restlos bekämpfen 
und besiegen. Neben der Auseinan-
dersetzung im Diskurs und der wichti-
gen Bildungsarbeit braucht es auch ein 

Verbot. Mag die AfD in ihren Zielen und 
Tun noch so illegitim sein, sie ist legal. 
So darf sie dank des Neutralitäts- und 
Antidiskriminierungsgebotes gegen-
über politischen Parteien auch weiter-
hin öffentliche Räume wie das Bolfras-
haus nutzen.

Wer das verhindern will, sollte sich nicht 
auf die Einschätzungen des Verfassungs-
schutzes verlassen. Diese Behörde hat 
den NSU-Terror ermöglicht und fördert 
die Normalisierung menschenverach-
tenden Gedankengutes in der Mitte der 
Gesellschaft durch die Extremismusthe-
orie.

Stattdessen hilft hier nur ein AfD-Verbot. 
Nur so kann dem Gebahren der AfD, das 
früher oder später auf eine Art Faschis-
mus hinauslaufen wird, die rechtliche, 
finanzielle und mediale Handlungsgrund-
lage entzogen werden. Bis dahin werden 
kommunale Gesellschaften in Frank-
furt schmerzlicherweise nichts machen 
können, wenn sich die AfD gestützt von 
der staatlichen Parteienfinanzierung im 
Bolfrashaus oder Kleist-Forum einmie-
tet. Gesellschaftlicher Protest bleibt 
dabei so wichtig, wie der Eintritt  für ein 
gut begründetes AfD-Verbotsverfahren.

von Tom Berthold  
(Kreisvorstandsmitglied Die Linke)
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Heraus zum 8. März...
Der 8. März wird unter verschiedenen 

Bezeichnungen begangen: Interna-
tionaler Frauentag, Weltfrauentag oder 
Frauen*kampftag. Sein Beginn liegt in 
der sozialistischen Frauenbewegung 
des frühen 20. Jahrhunderts. Erstmals 
1911 gefeiert, wechselten die Termine 
zunächst, bis 1921 der 8. März als festes 
Datum etabliert wurde. Damals wie 
heute standen Forderungen wie bessere 
Arbeitsbedingungen und Schutz vor 
Gewalt im Mittelpunkt.

In Deutschland ist der Tag immer noch 
umstritten. Während der Weimarer 
Republik organisierten Gewerkschaf-
ten und linke Parteien Veranstal-
tungen, unter den Nationalsozialis-
ten wurde er nicht instrumentalisiert 
sondern gänzlich verboten. In der 
DDR wurde der 8. März als offiziel-
ler Feiertag mit staatlichen Program-
men begangen, in der Bundesrepub-
lik blieb er vor allem ein Aktionstag. 

Heute ist der 8. März in Brandenburg ein 
regulärer Arbeitstag.

Die Bezeichnung Frauen*kampftag soll 
zum einen unterstrei-
chen, dass es nicht um 
reines Feiern geht, 
sondern um den fort-
währenden Kampf 
für Gleich-

berechtigung, Selbstbestimmung und 
Schutz vor Diskriminierung. Das Gender-
Sternchen signalisiert, dass nicht nur 
cis Frauen gemeint sind, sondern auch 

trans* Frauen, inter und 
nichtbinäre Personen, 
die ebenso von patri-

archalen Strukturen und 
geschlechtlichspezifischer 

Gewalt betroffen sind.

Die gegenwärtigen und histo-
rischen Kämpfe und Erfahrun-

gen feministischer Politik zeigen 
ein solidarisches und kollekti-

ves Denken sowie Handeln, 
das pragmatisch und nah 
am Alltag möglich ist: auf 
konkrete Probleme  zu 

reagieren, das tägliche Leben 
zu schützen und nach solidarischen 
Lösungen zu suchen, statt dogmatisch 
moralische Prinzipien durchzusetzen. 

aus der Redaktion

Auch der 1. Mai hat je nach Zeit und 
politischer Ordnung unterschiedli-

che Namen. International ist er als „Tag 
der Arbeit“ oder „Internationaler Arbei-
terkampftag“ bekannt. Sein Ursprung 
liegt in den USA: 1886 riefen Gewerk-
schaften am 1. Mai zum Generalstreik 
für den Achtstundentag auf. In Deutsch-
land erklärte die Weimarer Nationalver-
sammlung 1919 einmalig den 1. Mai zum 
gesetzlichen Feiertag. Unter den Nati-
onalsozialisten hieß er ab 1933 „Tag 
der nationalen Arbeit“ und wurde 1934 
zum nationalen Feiertag des deutschen 
Volkes. In der DDR trug er offiziell den 

Namen „Internationaler Kampf- und 
Feiertag der Werktätigen für Frieden und 
Sozialismus.“

Heute ist der 1. Mai zwar bundesweit 
gesetzlicher Feiertag, aber die Interna-
tionalität der Lohnabhängigen und auch 
der Achtstundentag werden weiter-
hin bekämpft; der Mindestlohn ist nicht 
armutsfest und 2024 wurden in der BRD 
fast 1,2 Milliarden Überstunden, davon 
rund 637 Millionen unbezahlt geleistet.  

Zeit also zusammenzukommen – in Frank-
furt (Oder) traditionell zum Brückenfest. 

Gewerkschaften, Initiativen und demo-
kratische Parteien laden die gesamte 
Doppelstadt ein – in diesem Jahr erneut 
wegen der Umbauarbeiten am Markt-
platz und nicht an der Brücke, am Nach-
mittag dann weiter zur Demo. 

Und eine Woche später, am 8. Mai, geht 
es weiter auf die andere Seite der Oder 
zum Europatag der Doppelstadt – ein 
weiteres Fest der Internationalität und 
des Zusammenhalts.

aus der Redaktion

...und zum 1. Mai
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Die Irritationen und Verärgerungen 
waren groß, als Ende letzten Jahres 

die Pläne zur Streichung und Kürzung 
vieler Angebote in der Musikschule, bei 
der Bibliothek, im Museum, in der Volks-
hochschule und den freien soziokulturel-
len Projekten bekannt wurde.

Angefangen hatte das mit der von 
uns in jedem Ausschuss hinterfrag-
ten Nicht-Fortführung von vielen (klei-
nen) Musikschullehrerstellen. Zur Erin-
nerung: Aufgrund eines Gerichtsur-
teils (sog. Herrenberger Urteil) dürfen 
Musikschullehrer*innen nicht auf Hono-
rarbasis unterrichten, wenn diese Tätig-
keit die einzige zur Sicherstellung ihres 
Lebensunterhalts ist. So wurden im 
Jahr 2024 insgesamt 10 Stellen an der 
Musikschule zusätzlich eingerichtet – 
der Bedarf wäre eigentlich 13,5 Stel-
len gewesen, die allerdings im Wirt-
schaftsplan des Kultureigenbetriebes 
„nicht darstellbar“ waren. Also 10 Stel-
len, besetzt von mehr als 25 Menschen 
mit kleinen und kleinsten Stellenanteilen. 

Auch diese 10 Stellen waren vorgeblich 
„zu viel“ für den Wirtschaftsplan. Stel-
lenstreichungen, Zusammenlegungen 
und Kürzungen standen im Raum. 

Wir stellten zur Dezember-Stadtverord-
netenversammlung einen Antrag, diese 
Stellen im beschlossenen Umfang und 
unbefristet zu erhalten. Uns gelang 
es, dafür die Fraktionen von CDU und 
Grünen zur gemeinsamen Antragstel-
lung zu gewinnen.

Die Diskussion zum Antrag wurde 
vertagt ins neue Jahr. Wohingegen 
dann drastische Entgelt- und Preiserhö-
hungen beschlossen wurden!? Weitere 
beabsichtigte Kürzungen im Kulturei-
genbetrieb wurden bekannt: ein weiterer 
Schließtag an der Bibliothek, keine Kurs-
angebote am Wochenende in der Volks-
hochschule …

An der Musikschule regte sich Protest: 
Der Beirat informierte Schüler*innen 
und Interessierte über die Folgen der 

Verwaltungspläne – mehrere Demos 
vor dem Rathaus machten deutlich „So 
nicht! Kultur und ihre vielen Angebote 
sind wesentlich für unsere Stadt!“. Das 
zeigte Erfolg. Zumindest bei der Musik-
schule wollte die Verwaltung einlenken. 
Doch auch die anderen Angebote sind 
aus unserer Sicht unverzichtbar!

Schließlich stimmte im Februar eine 
Mehrheit der Stadtverordneten für den 
Erhalt des bisherigen Kulturangebotes 
(für dieses Jahr) – Dankeschön!

Doch wir haben lediglich Zeit gewon-
nen. Jetzt müssen die Debatten um die 
Kulturpolitik und -förderung fortgesetzt 
werden. Was und wie viel sind uns Kultur, 
Teilhabe und Miteinander wert? Wir, die 
Fraktion der Partei Die Linke, haben da 
ganz klare Positionen und werben um 
Mehrheiten für die richtigen Beschlüsse.

von Sandra Seifert  
(Fraktionsvorsitzende Die Linke in der 

Stadtverordnetenversammlung)

Kulturangebote vorerst gerettet
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Am 5. März sollte es soweit sein. Der 
gemeinsamen Stadtverordnetenver-

sammlung der Doppelstadt Frankfurt-
Słubice sollte der Beschluss zur Grün-
dung eines Europäischen Verbunds für 
territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) 
vorgelegt werden. Hinter diesem sper-
rigen Begriff verbirgt sich ein europäi-
sches Rechtsinstrument, das die Bildung 
grenzüberschreitender juristischer 
Personen ermöglicht. Davon erhoffen 
sich Frankfurt und Słubice Erleichterun-
gen bei der Umsetzung gemeinsamer 
Projekte sowie bei der Akquise euro-
päischer Fördermittel. Vor allem aber 
soll der EVTZ eine dauerhafte Finan-
zierungsgrundlage für die grenzüber-
schreitende Buslinie 983 bieten. Bislang 
war diese aufgrund von Unvereinbar-
keiten mit dem polnischen Recht der 
Stadt Słubice nicht gegeben. Künftig 
soll Słubice seinen Finanzierungsanteil 
im Rahmen ihres Mitgliedsbeitrags zum 
EVTZ leisten.

Nun wurde der Termin am 5. März abge-
sagt und die gemeinsame Stadtverord-
netenversammlung auf unbestimmte 
Zeit verschoben. Die Verhandlungen 
über die Höhe des jeweiligen Finanzie-
rungsanteils sind bisher ergebnislos 
verlaufen. Den Diskussionen über die 
möglichen Varianten zur Aufteilung der 
Finanzierung liegt dabei eine gewisse 
Brisanz zugrunde: Vergangenen Herbst 

wurde bekannt, dass sich Słubice seit 
2023 auch nicht mehr im Rahmen sog. 
Ersatzleistungen etwa zum Frankfurter 
Kulturbudget an der Finanzierung betei-
ligt. Das Defizit der Buslinie wird seit-
her allein von Frankfurt getragen und die 
Kompensation dieser Finanzierungslü-
cke steht nun im Zentrum der Verhand-
lungen. Droht dem Verbund also ausge-
rechnet an jenem Problem zu scheitern, 
das er lösen soll?

Auch eine unbequeme Wahrheit verbirgt 
sich hinter den Streitigkeiten über die 
Finanzierung: Auf beiden Seiten beste-
hen Zweifel am gemeinsamen Nutzen des 
Angebots. In Frankfurt wird etwa kriti-
siert, der Bus bringe vor allem Menschen 
zum Einkaufen nach Słubice, während 
Frankfurt selbst kaum davon profitiere. 
In Słubice wird dagegen argumentiert, 
die Linie werde überwiegend von Deut-
schen genutzt und biete für die eigene 
Bevölkerung nur begrenzten Mehrwert. 
Bis heute mangelt es in der städtischen 
Gesellschaft und der Kommunalpolitik 
an einem Selbstverständnis für grenz-
überschreitendes Handeln. Grenzüber-
schreitende Vorhaben stehen zwangs-
läufig unter dem Verdacht, einseitige 
Vorteile zu schaffen. Dabei erschei-
nen Forderungen nach einer Einstellung 
der Buslinie angesichts der angespann-
ten Verkehrssituation in der Doppelstadt 
nicht nur kurzsichtig, sondern schlicht 

gefährlich. Sie erinnern an das folgen-
schwere Jahr 2006, als die Frankfurter 
Bevölkerung und die Stadtverordneten, 
getrieben von antipolnischen Ressen-
timents und Missgunst, den Bau einer 
grenzüberschreitenden Straßenbahn-
linie ablehnten und auf Jahrzehnte hin 
die gemeinsame Innenstadtentwicklung 
ausbremsten. 

Scheitert der EVTZ an der gemeinsamen 
Buslinie, steht weit mehr auf dem Spiel 
als nur deren Zukunft oder die erhoffte 
Vereinfachung grenzüberschreiten-
der Projekte. Ein solches Scheitern 
würde jegliche Visionen für eine integ-
rierte Doppelstadt – etwa den Bau einer 
weiteren Oderbrücke oder die Entwick-
lung eines gemeinsamen Stadtzentrums 
entlang der Oder – bereits im Ansatz 
infrage stellen. Gerade deshalb kommt 
es jetzt darauf an, unabhängig vom eige-
nen Standpunkt, über aktuelle Konflikte 
hinauszublicken und den gemeinsamen 
Weg nicht aus den Augen zu verlieren. 
Frankfurt und Słubice sind längst eng 
miteinander verflochten und ihre Zukunft 
lässt sich nur gemeinsam gestalten.

von Samuel Baldzikowski  
(Sachkundiger Einwohner im  

Gemeinsamen Ausschuss der  
Europäischen Doppelstadt)

Gemeinsame Zukunft?

1. Ausgabe 2026 | Der Rote Hahn  | Seite 9Edition aus der Stadtverodnetenversammlung



Pro oder contra Olympia?
Contra: Der Berliner Senat träumt 

scheinbar von olympischem Glanz. 
Doch was als weltoffenes Sportfest 
verkauft wird, ist in Wahrheit ein teures 
und elitäres Prestigeobjekt. Anstatt 
die drängenden Krisen Berlins anzu-
gehen und sich um das Wesentliche 
zu kümmern, sollen Millionen für eine 
Marketingkampagne zur Olympiabewer-
bung ausgegeben werden, bei deren 
Erfolg die Stadt nur draufzahlt. 

Ein Blick auf andere Austragungsorte 
wie Paris oder Los Angeles offenbart 
den unausweichlichen „Kosten-Kater“. 
Millionen bis Milliarden an öffentlichen 
Geldern müssen für kurzlebige Infra-
struktur, Überwachung und Sicherheit 
ausgegeben werden. Die Stadt würde 
einen Vertrag mit dem IOC schließen, 
sodass das IOC wie bei ande-
ren Olympischen Spielen auch 
Milliarden-Gewinnen mit 
Sponsoring und Lizenzver-
käufen erwirtschaften kann. 
Die Kosten aber hätte Berlin 
zu tragen. Es fehlt vorn 
und hinten an Geld für den 
Breitensport, für die Sanie-
rung maroder Schulen und den 

Ausbau von bezahlbarem Wohnraum. 
Eine Olympia-Bewerbung setzt fatale 
Prioritäten: Gewinne werden von Groß-
konzernen und dem undemokratischen 
IOC privatisiert, die immensen Kosten 
und finanziellen Risiken aber werden 
vergesellschaftet und durch den städti-
schen Haushalt getragen. Dabei hat die 
Stadt Berlin schon für das Wesentliche 
im Leben zu wenig Geld.

Zudem wirken derartige Großveranstal-
tungen als Verstärkung der anhaltenden 
Gentrifizierung. Unter dem Deckmantel 
der „Stadtentwicklung“ werden öffent-
liche Räume verteuert und ein Umfeld 
geschaffen, in dem Mieten gestei-
gert werden. Um eine reibungslose und 
„saubere“ Kulisse für das globale Publi-
kum zu schaffen, geht dies außerdem 

unweigerlich mit der Verdrängung margi-
nalisierter Gruppen einher. Das Nach-
sehen haben jene, die ohnehin schon 
täglich um ihren Platz in dieser Stadt 
kämpfen müssen.

Selbst für die lokale Wirtschaft muss 
Olympia nichts Gutes sein. In anderen 
Städten hatten lokale Gastronomen und 
Händler das Nachsehen gegen große 
Konzerne, die „Olympia-Partner“ gewor-
den sind (also sich eingekauft haben). 
Steuern zahlen musste das IOC auf die 
Olympia-Gewinne in den Austragungs-
orten noch nie und obwohl die Städte für 
vieles bezahlen sollen, haben sie wenig 
bis kein Mitspracherecht bei der Ausge-
staltung der Olympischen Spiele. Bis 
jetzt waren es „Knebelverträge.“

Selbst wenn Frankfurt marginal von 
den Olympischen Spielen profi-

tieren sollte, was nachgewiesen 
werden müsste, kann man es in 
Anbetracht der hohen sozialen 
und finanziellen Kosten für die 
Stadt Berlin nicht begrüßen.

von Tom Berthold 
(Kreisvorstandsmitglied Die Linke)

Pro: Im Zuge der Olympia Bewerbung 
von Berlin wird auch Frankfurt (Oder) 

als möglicher Austragungsort und Teil 
der Bewerbung von Berlin benannt, da in 
Betracht gezogen wird, Teile der Olym-
pischen Spiele auf der hiesigen Schieß-
sportanlage an der Autobahn auszutra-
gen.

Auch wenn eine Bewerbung von Berlin 
für die Olympische Spiele immer kont-
rovers diskutiert wird und das IOC kaum 
als demokratisches oder transparentes 
Gremium gilt, sollte Frankfurt (Oder) die 
Chance nicht pauschal ausschlagen. Die 
angedachte Nutzung der bestehenden 
Schießsportanlage an der Autobahn A12 
zeigt: Es geht bei der Bewerbung nicht 
zwingend um Prestige- oder Luxuspro-
jekte, sondern um pragmatische gezielte 
Investitionen, die der Stadt langfris-
tig zugutekommen können. Neue Groß-
bauten mit unkalkulierbaren Folgekosten 
sollen zumindest hier vor Ort vermieden 
werden, indem auf Bestandsnutzung 
gesetzt wird.

 
 

 
Für Frankfurt (Oder) könnte das konkret 
bedeuten: Verbesserte Verkehrsanbin-
dung zur Autobahn und zum öffentlichen 
Nahverkehr, barrierefreie Wege und 
sichere Infrastrukturen, die nach den 
Spielen weiterbestehen. Klar sollte aller-
dings auch sein, dass Frankfurt weder 
Milliardeninvestitionen noch einen 
touristischen Boom erleben wird. Die 
Finanzierung muss so gestaltet werden, 
dass die Stadt nicht die Hauptlast trägt 
und Mittel, die ohnehin für Modernisie-
rung und Instandhaltung nötig wären, 
kofinanziert werden. Gleichzeitig lassen 
sich soziale Standards einbinden: regi-
onale Betriebe bei Aufträgen, Tarifbin-
dung, Beteiligung der Beschäftigten und 
der Bürger/innen, sowie transparente 
Kostenkontrolle.

Pragmatisch betrachtet ist eine Beteili-
gung kein Prestigeprojekt, sondern eine 
Chance, notwendige Investitionen sozial, 

ökologisch und kommunalpolitisch sinn-
voll zu gestalten. Frankfurt kann seine 
Infrastruktur aufwerten, die regionale 
Wirtschaft stärken und gleichzeitig 
Erfahrungen in Projektmanagement und 
Bürgerbeteiligung sammeln. Zugleich 
kann eine Beteiligung helfen, das oft 
einseitige Bild vom „Rand der Republik“ 
zu korrigieren. Frankfurt (Oder) liegt im 
Herzen Europas, an der Grenze zu Polen 
– eine internationale Sportveranstal-
tung könnte diese Lage sichtbar machen 
und grenzüberschreitende Kooperation 
fördern.

Kritisch bleibt: Das IOC ist nach wie 
vor ein problematischer Verband und 
die Durchführung muss eng beglei-
tet werden. Aber unter diesen Bedin-
gungen kann die Stadt Vorteile ziehen, 
die sonst vielleicht Jahrzehnte auf sich 
warten ließen – pragmatisch, nachhaltig 
und sozial.

von Jan Augustyniak  
(Stadtverordneter Die Linke)
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Aus der Kulturstadt

Kunst, Kultur und Bürgerschaft

Beispiel 1: Beeskow, ca. 
8.000 Einwohner

Mit der Burg Beeskow hat die Stadt 
ein kulturelles Zentrum, das u.a. 

zwei Museen, eine Bühne und das Burg-
schreiber-Stipendium unter seinen 
Dächern vereint. Außerdem treffen sich 
hier Laienkünstler, die Theater spielen, 
schreiben oder malen. Der Landkreis 
ist Träger der Einrichtung. Auf dessen 
Homepage heißt es: „Die Entwick-
lung des kulturellen Lebens ist laut 
Gemeinde- und Landkreisord-
nung kommunale Aufgabe. Um 
diese Entwicklung zu unter-
stützen, ist Kulturförderung 
im Land Brandenburg verfas-
sungsrechtliche Pflichtauf-
gabe, festgeschrieben im Arti-
kel 34 der Landesverfassung: 
‚Das kulturelle Leben in seiner 
Vielfalt und die Vermittlung 
des kulturellen Erbes werden 
öffentlich gefördert.‘ Somit ist 
Kulturförderung mehr als nur 
eine freiwillig erbrachte Leis-
tung.“

Der Förderverein der Burg 
Beeskow hat ca. 90 Mitglieder. 
Er finanziert zum Beispiel die 
Kreativangebote und unter-
stützt personell z.B. die Familienweih-
nacht auf der Burg. 

Mit Ausstellungen zu Jahresthemen 
2026 „vom lauschen und lärmen“ und 
dazu erscheinenden Kursbüchern ist 
es der Burg Beeskow gelungen, das 

Museum zu entstauben. Die 
Buchpremieren und Lesungen 
sind rappelvoll, die Ausstellun-
gen werden nicht nur zur Eröff-
nung rege besucht.

Beispiel 2: Ebers-
walde, ca. 41.500 
Einwohner

Seit dem 14. Juli 2007 heißt es 
an jedem Sonnabend um 10:30 
Uhr in der Kreis-
stadt in Barnim 
„Guten Morgen 

Eberswalde.“ Bei freiem 
Eintritt und an verschiede-
nen Orten im Stadtzent-
rum finden Konzerte, Thea-
teraufführungen, Tanz und 
Lesungen für alle Gene-
rationen statt. Einmal im 
Monat stehen Künstler aus 
der Region auf der Bühne. 
Mit diesen Veranstaltungen 
wird der öffentliche Raum 
zum Treffpunkt der Bürger. Kunst und 
Kultur sind zur Selbstverständlichkeit 

geworden. Finanziert wird die Reihe aus 
Fördermitteln von Kommune und Land-
kreis sowie durch Sponsoren und Schen-
kungen.

Am 21. Februar 2026 hießt es zum 972. 
Mal „Guten Morgen Eberswalde.“

Beispiel 3: Fontanestadt 
Neuruppin, ca. 32.000 
Einwohner
2026 startet in Neuruppin das Projekt 
„Zwischen.Orte“, finanziert aus Mitteln 
vom Kulturland Brandenburg und den 
brandenburgischen Sparkassen. Auf 
der Homepage zum Projekt heißt es: 
„Das Projekt Zwischen.Orte lädt alle 
Menschen ein, die Stadt neu zu denken. 
Künstlerinnen und Künstler übernehmen 
Patenschaften für ausgewählte Orte, 

gestalten sie mit künstlerischen Inter-
ventionen und eröffnen so neue Pers-

pektiven auf unsere Stadt.“ 
In offenen Gesprächsforma-
ten und moderierten Salons 
werden die Neuruppiner zu 
diesem Projekt zu Gesprächen 
eingeladen.

Gibt es ähnliches 
auch in Frankfurt 
(Oder)?

Ein Stadtmagazin oder Jahr-
buch hat unsere Stadt nicht. 
Im Museum Viadrina befinden 
sich eine Dauerausstellung zur 
Stadtgeschichte und Sonder-
ausstellungen.

Thomas Strauch lädt seit 2008 am letz-
ten Donnerstag des Monats um 20:00 
Uhr zur Open Stage in die Darstellbar 
ein. Hier treten Musiker aus der Region 
auf und es wird gejammt. 

von Carmen Winter (Schriftstellerin)
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„Dieser Spagat stumpft ab“
Dieses Interview hat 

so nie stattgefun-
den – und doch ist jedes 
Wort darin gefallen. Über 
Wochen hinweg wurden 
versteckte bis freund-
schaftliche Hintergrund-
gespräche mit Beschäf-
tigten der Stadtverwal-
tung geführt: Aus Ämtern, 
aus Eigenbetrieben, aus 
jenen Büros, in denen 
Einzelfälle zur Statistik 
werden. 

Niemand wollte öffent-
lich sprechen – erst recht 
nicht namentlich in einer 
Parteizeitung. Zu groß ist 
die Spannung zwischen 
Loyalitätspflicht, poli-
tischer Weisung und 
persönlicher Überzeu-
gung. Um diese Wider-
sprüche dennoch sicht-
bar zu machen, wurde aus den Gesprä-
chen eine literarische Collage geformt.

Frage 1: Sie und Ihre Kolleg:innen spre-
chen häufig von einem „Rollenkonflikt“. 
Was meinen Sie damit?

Herr Walther: Sie arbeiten für die Stadt, 
Sie leben teilweise hier, sie  glauben 
an öffentliche Daseinsvorsorge – und 
dann berechnen Sie Kürzungen, die 
genau diese Infrastruktur schwächen. 
Sie wissen oft genauer als die Stadt-
verordneten, was eine gestrichene 
Stelle bedeutet, welche Kurse wegfal-
len, welche Öffnungszeiten reduziert 
werden. Doch Ihre Rolle verlangt Neut-
ralität. Sie setzen Beschlüsse um, die Sie 
privat vielleicht anders bewerten. Dieser 
Spagat stumpft ab – nicht aus Gleichgül-
tigkeit, sondern aus Selbstschutz.

Frage 2: Wie erleben Sie die aktuelle 
Haushaltslage konkret?

Sie ist kein abstraktes Defizit, sondern 
sehr konkret: Weniger Honorarverträge, 
verschobene Investitionen, befristete 
Stellen, die nicht verlängert werden. 
Jede Einsparung wird auch uns gegen-
über als Sachzwang formuliert. Für uns 
sind es jedoch auch Gesichter. Kollegin-

nen und Kollegen, die gehen. Projekte, 
die nicht stattfinden. Räume, die dunk-
ler bleiben. Wir überbringen diese 
Botschaften – und werden dabei selbst 
zum Gesicht der Kürzung. Auch das trägt 
zur Abstumpfung bei.

Frage 3: Wird intern über Alternativen 
gesprochen?

Selbstverständlich. Verwaltung ist nicht 
ideenlos oder ohnmächtig. Wir rech-
nen Modelle durch, entwickeln Szena-
rien, markieren Prioritäten – oder erle-
digen eben Dienst nach Vorschrift. 
Aber die Spielräume sind politisch 
gesetzt. Entscheiden dürfen wir nicht. 
Wenn Kultur oder Jugend nicht priori-
siert werden, müssen wir das umset-
zen. Deswegen gefährdet noch niemand 
seine Stelle. 

Frage 4: Wie wirkt sich das auf die 
Beschäftigten aus?

Viele identifizieren sich stark mit ihrer 
Arbeit. Jahre des Studiums, Weiterbil-
dungen, jahrzehntelange Erfahrung – 
und dann entscheidet die nächsthö-
here Ebene anders. Das fühlt sich nicht 
gut an, egal welche Ebene der Verwal-
tung das tut. Wenn Angebote gekürzt 

werden, fühlt sich das gar persönlich 
an. Öffentlich dürfen wir das nur leise 
kommentieren und diese Sprachlosig-
keit erzeugt Frust. Manche ziehen sich 
zurück oder kündigen, andere arbei-
ten noch mehr, um Verluste auszuglei-
chen. Es gibt Kolleg:innen, die ihr Weih-
nachtsgeld spenden oder sich zusätzlich 
ehrenamtlich engagieren. Verwaltung ist 
in der Demokratie Teil der Stadtgesell-
schaft – nicht ihr Gegenüber.

Frage 5: Was wünschen Sie sich also?

Was wir uns wünschen, ist ein Bewusst-
sein dafür, dass Verwaltung nicht außer-
halb der Gesellschaft steht. Wenn 
Personal fehlt oder schlecht eingesetzt, 
gleichzeitig Anträge, Evaluationen und 
Nachweise zunehmen, entsteht Druck 
– auf Beschäftigte wie auf Kulturschaf-
fende. Solidarität darf nicht an der Büro-
tür enden. Eine Kultur, die tatsächlich 
zusammenhält, heißt auch: Verständnis 
für Arbeitsbedingungen, transparente 
Verfahren, ehrliche Finanzierungspläne 
und frühzeitige Abstimmung - statt 
direkte öffentlicher Eskalation an unge-
eignete Adresse. 

von Igor H. Berg
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Haus der Künste: Neuanfänge
Sie waren solidarisch, kämpferisch, 

visionär und schnell: Bereits Ende 
1989 formierten sich Kulturakteur*innen 
in Frankfurt (Oder), um die Kunst im 
Bezirk strukturell, organisatorisch und 
inhaltlich neu zu ordnen und somit für 
die folgende, ungewisse Zeit zu bewah-
ren. Eine zentrale Rolle nahm dabei die 
Diskussion um das Haus der Künste ein. 
Den Engagierten schien klar, dass sie nur 
im Zusammenschluss Gehör fänden. 

In einem Entwurf zur Gründung einer 
„Assoziation der Kunst- und Kultur-
schaffenden“ aus dem Dezember 1989 
wird ein Dachverband für das Haus 
der Künste vorgeschlagen; im Februar 
1990 ein Kuratorium einberufen, das 
als Ansprech- und Verhandlungspart-
ner gegenüber der Politik auftrat. In der 
Deklaration vom 2.2. 1990 heißt es: „Das 
Kuratorium […] stellt sich die Aufgabe, 
mit Kunst und Alltagskultur in der Region 
zu wirken und Verbindungen über die 

Region hinaus aufzunehmen und die 
Stadt Frankfurt an der Oder und die 
Region als eines der Kultur- und Kunst-
zentren der DDR zu erhalten und weiter-
zuentwickeln.“ Die Deklaration wurde am 
8.2.1990 beim RUNDEN TISCH „Kultur“ 
in den politischen Raum eingebracht. Die 
Kulturakteur*innen waren demnach aktiv 
an der Umstrukturierung des Hauses der 
Künste beteiligt.  

Der oben genannte Entwurf verstand das 
Haus der Künste als einen interdisziplinä-
ren Experimentierraum mit Kunstgalerie, 
künstlerischen Werkstätten, einem eige-
nen Verlag, einem kunstpädagogischem 
Zentrum, einer Kunstbibliothek, einer 
Druckerei, Büros für die Künstlerver-
bände, einem Klubkeller, einem Veran-
staltungsraum, Gästezimmer und einem 
Café. Im Juli 1990 trat Jürgen Rehfeld als 
erster Leiter des Hauses seinen Dienst 
an, am 1.9. eröffnete die Galerie B ihre 
Räume. 

Dass die Zeiten dennoch stürmisch 
waren, suggeriert ein Schreiben des 
frisch gegründeten Kunstvereins Frank-
furt (Oder) vom 12.12.1990. Die beiden 
Vorsitzenden, Dorit Herden und Manfred 
Neumann, kritisieren die geplanten 
Kürzungen im Kulturetat der Stadt. Sie 
sehen darin einen „eklatanten Wider-
spruch zum notwendigen Ausbau des 
kulturellen Umfeldes, das die beab-
sichtigte Universitätsgründung erfor-
dert“ und laden zu einem Austausch zum 
Thema „Universität ohne Kultur?“ Die 
Universität wurde gegründet, das Haus 
der Künste ist auch 2026 aktiv. Solida-
risch, kämpferisch, visionär und schnell 
zu sein, lohnt sich also. Nehmen wir uns 
diese Geschichte zum Vorbild. 

von Constance Krüger 
(Kulturkoordinatorin an der  

Europa-Universität Viadrina)
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Kein Werben fürs Sterben

Vor wenigen Wochen war ich zu 
Besuch bei der Linksjugend [‘solid] 

Frankfurt (Oder), um als jugendpoliti-
sche Sprecherin der Linken über Wehr-
pflicht und Kriegsdienstverweigerung zu 
sprechen. Sie sind, wie 63 % der jungen 
Menschen (Forsa), gegen eine Wehr-
pflicht und stellten Fragen, mit denen ich 
mich in meiner Jugend nicht mehr ausei-
nandersetzen musste.

Es muss uns betroffen machen, wenn das 
einzige Zukunftsbild, dass der Jugend 
gemalt wird, eines ist, bei dem sie in letz-
ter Konsequenz für einen Staat töten oder 
sterben sollen. Bundeswehr und Bundes-
regierung ringen hingegen darum, die 
Militarisierung zum “normalen” Teil des 
Alltags zu machen. Die Bundeswehr 
investiert massiv in Werbung, um sich 
als attraktiver und spannender Arbeitge-
ber zu präsentieren. Fehlende attraktive 
Angebote und Zukunftsperspektiven vor 
Ort sowie strukturelle Benachteiligungen 
begünstigen die Rekrutierungspraxis der 
Bundeswehr, die auf die Perspektivlo-
sigkeit junger Menschen reagiert.

Dem entgegen stellen sich junge 
Menschen, die bereit sind, sich 
mit den Autoritäten, die über ihre 
Zukunft(slosigkeit) bestimmen, anzule-
gen. Nachdem ein Schüler für ein Schild 
auf dem “Merz leck Eier” stand, verhaf-

tet wurde, entwickelte sich der Slogan 
zum neuen Schlachtruf der Schulst-
reiks gegen die Wehrpflicht. Unabhän-
gig davon, ob man die Wortwahl ange-
messen findet, symbolisieren sie Wider-
stand gegenüber einer Politik, die keine 
Verantwortung für die Zukunft der 
Jugend übernimmt und zugleich ihnen 
ihr Leben abverlangt.

Auch wenn in den medialen Debatten 
oft ein anderes Bild gezeichnet wird: Die 
Jugend ist bereit, für ihre Zukunft und 
Demokratie zu kämpfen. Die Mehrheit 
ist jedoch nicht bereit dafür zu sterben. 
Als Die Linke stehen wir an ihrer Seite bei 
den Schulstreiks und beraten zur Kriegs-
dienstverweigerung.

von Lisa Pfitzmann  
(Mitglied im Bundevorstand Die Linke  
sowie Kandidatin zur Abgeordneten-

hauswahl in Berlin-Köpenick)

Isabelle Vandre im Gespräch

Die Bundestagsabgeordnete Isabelle 
Vandre unserer Partei Die Linke war 

Mitte Februar im Gespräch mit Genos-
sinnen und Genossen hier in Frankfurt. 
Sie ist eine der drei Bundestagsabge-
ordneten aus Brandenburg und Mitglied 
im Finanzausschuss sowie im Haushalts- 
und Bauausschuss im Bundestag (und 
noch vieles andere mehr). 

Thematisiert wurden der unzurei-
chende Wohnungsbau und die stetig 
erhöhten Mieten und Betriebskosten, 
weitere soziale Einschränkungen durch 
die Regierungskoalition und demge-
genüber  die Umverteilung von unten 
nach oben. Ebenfalls wurden Fortschritt 
und Risiken der künstlichen Intelligenz, 
die EU-rechtswidrige Fortsetzung der 
Grenzkontrollen, der permanente Rassis-
mus und vieles mehr diskutiert.

Im Mittelpunkt der Politik der Frak-
tion stehen die offensive Verteidigung 
des Sozialstaates und die Bezahlbarkeit 
des Lebens. Die Wohnungspolitik und 
die daraus resultierende Mietenkampa-
gne der Linkspartei haben hierbei eine 
zentrale Bedeutung. Die Linke vertritt 
die Beschäftigten in diesem Land, 
auch die sozial Abgehängten gegen 
die neoliberale Politik der herrschen-
den Klasse. Eines der Konzepte ist eine 
gerechtere Steuerpolitik. So berichtete 
die Genossin Bundestagsabgeordnete 
aus ihrer Arbeit zur Untersuchung krimi-
neller  Finanzgeschäfte. Diese entziehen 
dem Bundeshaushalt jährlich etwa 100 
Milliarden Euro. Das ist 400 mal mehr als 
der jährliche Schaden durch Bürgergeld-

Betrug. Es werden nacheinander soziale 
Gruppen ausgegrenzt und weiter belas-
tet und die Reichen mit Steuergeschen-
ken entlastet.

Umfänglich wurden das Auftreten der 
AfD und der Umgang mit ihr diskutiert. 
Isabelle Vandre unterstrich, dass es 
keine Berührungspunkte mit der rechts-
extremen Partei gibt sowie dass deren 
Auftreten im Bundestag schwer auszu-
halten sei. Sie unterstützt ein Verbot 
dieser Partei, weil sie u. a. mit Millionen 
Steuergeldern breite rechte Netzwerke 
knüpft.

Durch Desinformation, Diffamierung und 
offene Bedrohung erzeugen sie Angst, 
so dass Menschen nicht mehr in der 
Öffentlichkeit auftreten und  in Zusam-
menkünften nicht mehr über Politik 
reden wollen.

Wir können und müssen mit unserer 
Politik, mit solidarischer Unterstützung 
untereinander und in und mit den zivilge-
sellschaftlichen Organisationen offensiv 
dagegenhalten.

von Sonnhild Grünberg
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Unser letzter deutscher Großva-
ter starb in der Nacht, als die Oder 

zufror. Damals als junger Soldat hatte er 
nachts nur gegen die Kälte kämpfend an 
den vereisten Uferbereichen ausgeharrt 
– so hatte er es uns erzählt.

In Wahrheit hat er seitdem gewar-
tet, jedes Frühstück, zu erzählen, was 
damals kalt gemacht und dass dabei 
nicht nur ein Teil seines Fußes defor-
miert, sondern auch der Seele erfror. 
Fast jeden Morgen beim ersten Tee, 
schluckte er Tränen stumm hinunter. 

Er schämte sich seiner Gedankenlosig-
keit, seines Karrieregehorsams – aber 
vor allem seiner Tränen; dass er in der 
Nacht nur einen Zeh und nicht sein 
Leben verlor. Er schämte sich mehr 
seines Glücks denn des Unheils, das er 
brachte. 

So wollte er nicht nur die Zeugnisschaft, 
dass er sich arbeitsteilig mehr als nur an 
einem Krieg beteiligte, sondern wollte 
den Richterstand den Überlebenden und 
Geschichtsbüchern überlassen. Verant-
wortung übernahm er so nie – weil er 
sich bis zu seinem Tode immer noch 
als Ausführenden und Befehlsempfän-
ger sah, der selbst nicht urteilen dürfe. 
Als Großvater nach seinem letzten Früh-
stück die Augen schloss, waren ebenso 
diese Berichte geschlossen worden. 

Sind sie? Wir Enkel und Nachgeborenen 
warten nicht mal bis zum ersten Schluck 
Tee zum Urteil. Wir sind vernetzt, mora-
lisch sortiert und gedenken ohne Nach-
sicht. Eine existenzielle Selbstprüfung 
oder Analyse historischer Machtstruktu-
ren ist nur eine Parole oder einen Tweet 
entfernt. Die Welt besteht aus Nullen und 
Einsen – dass Großvater ein Nazi war, 

längst keine Kontroverse mehr; 
auch nichts Besonderes mehr. 
Singulär ist Alles, Definitionslücken 
gibt es nirgendwo. 

Und in einer Art moralischer und 
spektakulärer Selbstbespiegelung 
(umso leichter wenn die Täterge-
neration tot und die Erinnerung 
institutionalisiert ist) können wir 
Enkel genau dieselbe Verantwor-
tung übernehmen. Und so ganz 
ohne Demut soll alles von der deut-
schen Schuld befreit werden.

Also Historikerstreits am Früh-
stückstisch, Hörsaal oder gar 
öffentlich in Connewitz mit Beglei-
tung von über 1.000 Polizist:innen 
– ohne das dadurch eine Bombe, 
Drohne oder Deformation gestoppt 
wird. 

„Die Israelis sind die neuen Nazis“, 
„Die Palästinenser sind die neuen 
Nazis“, „In Gaza gibt es keine Zivi-
listen, nur Ziele.“, „Die Shoah ein 
Genozid unter vielen“, „Die Araber 
sind unser Unglück“. Es ist mit der 
Zeit wohl nicht nur die Oder oder 
Großvaters Zeh gefroren, sondern 
auch die Herzen und Hirne der 
Enkel für solche Demonstrationen. 

Solidarität wird an die Zugehörig-
keit zu einer nationalen oder ethnischen 
Gruppe geknüpft; und losgelöst von den 
konkreten Handlungsmöglichkeiten und 
Diskussionen vor Ort kennen sie alle 
Antworten; Rassismus und Antisemitis-
mus ist ein Problem der Anderen, aus 
anderen Orten, aus einer anderen Zeit – 
wir Nachgeborenen haben alles verstan-
den und wissen was zu tun ist. Wissen 
wir?

Auf der Beerdigung von Großvater darü-
ber also kein Wort – das ist Sache der 
Erinnerungspolitik und Geschichtsbü-
cher. An der Oder ist doch alles gut und 
es gibt keine staatlichen oder gar para-
militärischen Organisationen mehr, die 
an vereisten Uferbereichen ausharren. 

von Igor H. Berg

Die Erinnerung der Enkel
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